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Legalisierung der Jahalin Schule

Sehr geehrter Herr Minister,

die Zerstörungen palästinensischer Häuser in Ost-Jerusalem und der Westbank erfüllt mich mit großer Sorge. 

Die israelischen Behörden rechtfertigen den Abriss vieler palästinensischer Gebäude damit, dass die Häuser wegen fehlender Baugenehmigung „illegal“ errichtet worden seien. Für Palästinenser ist es allerdings nahezu unmöglich, Baugenehmigungen für ihre Häuser zu erhalten. Sie sehen sich deshalb gezwungen, ihre Häuser ohne Genehmigung der Behörden zu errichten. Viele Palästinenser leben damit in ständiger Furcht vor dem unangekündigten Abriss ihrer Häuser.  

Nach israelischem Recht haben zur Räumung gezwungene Familien keinen Anspruch auf eine Ersatzunterkunft oder Entschädigung. Viele von ihnen entgehen nur dank der Hilfe von Verwandten, Freunden und Wohlfahrtsorganisationen der Obdachlosigkeit.

Ein Beispiel unter vielen ist die vom Abriss bedrohte Schule des Beduinenstamms der Jahalin, der in der Westbank in der Nähe der Gemeinde Arab al-Jahalin etwa 10 km vom palästinensischen Dorf Anata und direkt südlich der israelischen Siedlung Kfar Adumin lebt. Mitte 2009 begann der Abu Dahouk Klan mit der Hilfe der italienischen NGO Vento di Terra (Landwind) eine örtliche Schule zu bauen, um den Kindern so den gefährlichen Weg in weit entfernte Schulen zu ersparen. Um die Schule rechtzeitig zum neuen Schuljahr fertig zu stellen, ignorierten die Erbauer den Befehl der israelischen Behörden, den Bau einzustellen. Der Versuch, nachträglich beim Obersten Gerichtshof Israels eine Genehmigung für die Schule zu erhalten, scheiterte. Das Gericht entschied lediglich, dass die Schule noch bis zum Ende des Schuljahrs am 1. Juni 2010 geöffnet bleiben könne. Über das weitere Schicksal der Schule sollte das Oberste Gericht nach Ende des Schuljahres entscheiden. Eine Anhörung bei Gericht, die am 22. Juni stattfinden sollte, wurde jedoch auf unbestimmte Zeit vertragt. Somit bleibt das Schicksal der Schule ungewiss. 

Das Recht auf angemessene Unterkunft ist wesentlicher Bestandteil des Rechts auf einen menschenwürdigen Lebensstandard. Israel ist als Unterzeichnerstaat an den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (ICESCR) gebunden, der das Recht auf angemessene Unterkunft ohne Benachteiligung explizit garantiert (Artikel 11.1). Israel ist als Besatzungsmacht außerdem an die Vierte Genfer Konvention über den Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten gebunden. Art. 53 der Konvention verbietet die Zerstörung von Eigentum, die nicht durch militärische Notwendigkeit gerechtfertig ist. 

Ich fordere Sie deshalb auf

· den Weiterbetrieb der Jahalin-Schule zu genehmigen.

· sofort alle Häuserzerstörungen in den besetzten palästinensischen Gebieten einschließlich Ost-Jerusalems zu beenden;

· die Verantwortung für die Planung und Regelung von Bauvorhaben in den besetzten Gebieten von den israelischen Behörden auf die örtlichen palästinensische Gemeinden zu übertragen;

· den Bau oder die Erweiterung von israelischen Siedlungen in den besetzten Gebieten als ersten Schritt zum Rückzug israelischer Siedler sofort zu beenden; 

Mit freundlichen Grüßen
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